
 

 

 

 

ifo 
BERICHT 

 

Stabile Demokratien in wirtschaftlich 

schweren Zeiten? 

Studie im Auftrag von 

Gemeinnützige Hertie-Stiftung 

im Rahmen der „Hertie-Kommission Demokratie und Bildung“ 





 

 

Stabile Demokratien in wirtschaftlich 

schweren Zeiten? 

Studie im Auftrag von  

Gemeinnützige Hertie-Stiftung  

im Rahmen der „Hertie-Kommission Demokratie und Bildung“ 

Autoren 

Dr. Florian Dorn 

David Gstrein 

Dr. Florian Neumeier 

 
 

 

 

  

 

Forschungsgruppe Steuer- und Finanzpolitik 

Mai 2023 



 

Auftraggeber der Studie ist die Gemeinnützige Hertie-Stiftung im Rahmen der Hertie-Kommission 

Demokratie und Bildung. Die Kommission erarbeitet Empfehlungen für Bildungsangebote für Kin-

der und Jugendliche zur Stärkung der Demokratie. 

 

Alle Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und Verbreitung sowie die Übersetzung, 

vorbehalten. Kein Teil des Werkes darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein 

anderes Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung reproduziert oder unter Verwendung elektro-

nischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. 

 

 

 

Kontakt:  

     Dr. Florian Dorn 

Direktor EconPol Europe 

Persönlicher Referent des Präsidenten am ifo Institut 

ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung  

an der Universität München e.V. 

     Telefon: 089/9224-1292 

     E-Mail: dorn@ifo.de  

 

     Dr. Florian Neumeier 

Leiter der Forschungsgruppe Steuer- und Finanzpolitik  

am ifo Institut 

ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung  

an der Universität München e.V. 

     Telefon: 089/9224-1425 

     E-Mail: neumeier@ifo.de  

 

 

 

mailto:dorn@ifo.de
mailto:neumeier@ifo.de


 

 

Inhaltsverzeichnis 

Abbildungsverzeichnis .................................................................................... I 

Executive Summary ....................................................................................... 1 

1 Einleitung ............................................................................................... 4 

2 Wirtschaftliche Gründe für das Erstarken radikaler Strömungen ................... 7 

2.1 Wirtschaftliche Situation .................................................................................... 7 

2.2 Wirtschaftliche Unsicherheit ............................................................................ 10 

2.3 Wirtschaftliche Globalisierung und Strukturwandel ....................................... 11 

2.4 Wirtschafts- und Finanzkrisen .......................................................................... 13 

2.5 Migration und wirtschaftliche Unsicherheit .................................................... 14 

3 Erstarken radikaler Strömungen in Deutschland ....................................... 17 

4 Diskussion und Schlussfolgerungen ......................................................... 21 

Literaturverzeichnis .................................................................................... 24 

 

 





Abbildungsverzeichnis 

 

Abbildungsverzeichnis 

Abbildung 1: Zweitstimmenanteil der AfD bei Bundes- und Landtagswahlen zwischen 

2013 und 2021 .................................................................................................................................. 18 

Abbildung 2: Entwicklung der Armutsquote in den deutschen Landkreisen und kreisfreien 

Städten ............................................................................................................................................. 19 

 

  





Executive Summary 

 Wirtschaft und Stabilität der Demokratie 1 

Executive Summary 

Radikale Parteien und Populisten gewinnen in westlichen Demokratien seit einigen Jahren ver-

mehrt an Zuspruch. Darin drückt sich ein Verlust an Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den 

Staat aus, der den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Demokratien gefährdet. Sowohl in den 

Wirtschafts- als auch in den Sozial- und Politikwissenschaften gibt es zahlreiche Studien, die sich 

mit den Ursachen dieser Entwicklung befassen. Zu den häufigsten untersuchten theoretischen 

Erklärungen für diese Entwicklung zählen die These der kulturellen Gegenreaktion einiger Bevöl-

kerungsgruppen gegen einen aus ihrer Sicht zu progressiven Wertewandel, einwanderungsfeind-

liche und nationalistische Einstellungen als Reaktion auf zunehmende Migrationsströme und ge-

gen einen „Elite-gesteuerten“ Prozess europäischer Integration, aber auch ökonomische 

Ursachen wie wirtschaftliche Unsicherheit infolge von strukturellen Transformationsprozessen 

und Krisen. 

Studien, die die Auswirkungen wirtschaftlicher Faktoren untersuchen, zeigen, dass diese einen 

großen Einfluss haben sowohl auf die Zufriedenheit mit demokratischen Institutionen als auch 

auf die Zustimmung zu populistischen und extremistischen Bewegungen und Parteien. Insbeson-

dere in den Wirtschaftswissenschaften werden dabei Methoden verwendet, die für andere Ein-

flussfaktoren statistisch kontrollieren und den Schluss nahelegen, dass es sich um kausale Zu-

sammenhänge handelt: Je besser (schlechter) die wirtschaftliche Situation, desto geringer 

(größer) der Zuspruch zu populistischen und extremistischen Bewegungen. In wirtschaftlich 

schweren Zeiten ist die politische Stabilität in Demokratien unter größerem Druck. Für das Wahl-

verhalten sind dabei sowohl die gesamtwirtschaftliche Entwicklung als auch die eigene wirt-

schaftliche Situation und Unsicherheit bedeutend. 

Zu den wichtigsten wirtschaftlichen Ereignissen, die das Erstarken von Populisten sowie radika-

ler Bewegungen und Parteien begünstigen, zählen neben Wirtschafts- und Finanzkrisen auch 

eine (zunehmende) Ungleichverteilung der Einkommen sowie Auswirkungen strukturellen Wan-

dels und wirtschaftlicher Globalisierung. So zeigen verschiedene Studien eindeutig, dass radikale 

Strömungen insbesondere in wirtschaftlich unsicheren Krisenzeiten und unter den Verlierern der 

Globalisierung großen Zuspruch erhalten. Protektionistische Botschaften, wie sie insbesondere 

von nationalistischen Gruppierungen gesendet werden, scheinen bei den Betroffenen daher be-

sonderen Anklang zu finden. Das Erstarken der radikalen Parteien wirkt sich dabei vor allem in 

den Regionen aus, die von strukturellen Veränderungen negativ betroffen sind und die im Ver-

gleich zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung des Landes mehr und mehr abgehängt werden. 

In diesen Regionen sinkt das Vertrauen in demokratische Institutionen und etablierte Parteien 

besonders stark.  

Es sind aber nicht nur die Einkommensschwachen Wählergruppen deren Vertrauen sinkt und die 

zunehmend radikale und populistische Parteien unterstützen. Der Zuspruch für Populisten und 
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radikale Ansichten nimmt in betroffenen Regionen über alle Einkommensgruppen hinweg zu. 

Dies kann bspw. auch erklären, warum sich in Deutschland die sozio-ökonomischen Merkmale 

von Wählerinnen und Wählern der AfD nicht besonders stark von denen etablierter Parteien der 

Mitte unterscheiden. 

Auch zunehmende Migrationsströme werden häufig als wichtige Erklärung für das Erstarken von 

Populisten und insbesondere nationalistischer Gruppierungen angeführt. Nationalistische und 

rechtspopulistische Parteien versuchen mit ihren Botschaften zur Migrationspolitik und über die 

Immigration aus dem Ausland auf mögliche Unsicherheiten und Ängste der Wähler abzuzielen. 

In der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fachliteratur zeichnet sich hingegen kein ein-

deutiges Bild ab, was den Zusammenhang zwischen Migration und der Popularität insbesondere 

nationalistischer Bewegungen angeht. Während einige Studien einen positiven Effekt von Migra-

tion auf die Popularität nationalistischer Parteien finden, insbesondere wenn es um weniger ge-

bildete Immigranten aus anderen Kulturkreisen geht, dokumentieren andere Studien sogar ei-

nen negativen Zusammenhang. Dies legt den Schluss nahe, dass der Zusammenhang zwischen 

Migration und dem Zuspruch, den Populisten sowie radikale Parteien erhalten, vom jeweiligen 

Kontext abhängig ist. Die höhere Ablehnung von Migration kann auch mit ökonomischer Unsi-

cherheit und wirtschaftlichen Faktoren zusammenhängen. 

Welche Lehren lassen sich aus diesen Ergebnissen ziehen? Grundsätzlich zeigt die Literatur, dass 

ökonomische Entwicklungen den Erfolg populistischer Parteien stark beeinflussen können. Je 

größer die Kluft zwischen Arm und Reich, je stärker Regionen im nationalen Vergleich abgehängt 

werden und je schlechter ihre (wirtschaftliche) Perspektive ist, und je größer die wirtschaftlichen 

Sorgen und Zukunftsängste, desto größer ist auch der Nährboden für radikale Strömungen und 

ihren populistischen Botschaften. Insbesondere die Entwicklung der regionalen Wirtschaft und 

das Zurückfallen einzelner Gebiete scheint eine wichtige Rolle zu spielen. Auch die Auswirkungen 

der Globalisierung und von Wirtschaftskrisen sind gut dokumentiert. Insbesondere zeigt sich, 

dass in einigen Fällen Individuen, die selbst nicht von einem regionalen ökonomischen Schock 

betroffen sind, trotzdem ihre politischen Einstellungen ändern. In vielen Fällen folgt auf ökono-

mische Schocks auch ein Vertrauensverlust in die Regierung, in etablierte politische Parteien 

oder das demokratische System insgesamt. Das bietet den Nährboden für populistische und de-

mokratiefeindliche Parteien. 

Um dem Erstarken populistischer und demokratiegefährdender Bewegungen entgegenzutreten 

und den gesellschaftlichen Zusammenhalt nachhaltig zu stärken, ist es daher wichtig, dass der 

Staat versucht alle mitzunehmen, für einen hinreichenden sozialen Ausgleich sorgt und in allen 

Regionen Chancen und Zukunftsperspektiven bietet. Insbesondere in wirtschaftlichen Krisen ist 

es wichtig, dass der Staat mit sozialen Ausgleichsmechanismen aktiv die negativen Folgen für die 

Betroffenen abfedert. Auf diese Weise wird die wirtschaftliche Unsicherheit reduziert und das 

Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Demokratie und ihren Institutionen gestärkt. Um 
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die Demokratie, den sozialen Zusammenhalt und die wirtschaftliche Resilienz zu stärken, können 

gerade auch den Institutionen der Sozialen Marktwirtschaft eine besondere Rolle zu kommen. 

Vor allem durch die Weiterentwicklung im Bildung- und Ausbildungssystem können Personen ei-

nerseits besser für schnelle Veränderungen und ökonomische Schocks gerüstet werden, und an-

dererseits auch gegenüber den Botschaften von Populisten und Demokratiefeindlicher Strömun-

gen sensibilisiert werden.  

Eine besondere Bedeutung scheint zudem eine effektive Struktur- und Wirtschaftspolitik in ab-

gehängten und strukturschwachen Regionen zu haben, da sich dort ohne spürbare Verbesserun-

gen und glaubhafte Zukunftsaussichten ein besonders starker Nährboden für radikale Ansichten 

entwickeln kann. Umso wichtiger scheint es, von strukturellem und digitalem Wandel betroffene 

Menschen und Regionen von Anfang an aktiv mitzunehmen und mit wirksamen Maßnahmen in 

ihrer positiven wirtschaftlichen Entwicklung und Transformation zu unterstützen. 
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1 Einleitung 

In den letzten Jahren haben autoritäre Strömungen, radikale Parteien und Populisten in westli-

chen Demokratien an Zuspruch gewonnen. Die sich damit abzeichnende Vertrauenskrise zwi-

schen Staat und den Bürgerinnen und Bürgern gefährdet den gesellschaftlichen Zusammenhalt 

und setzt die (liberale) Demokratie unter Druck. Zu bekannten Beispielen dieser Entwicklung zäh-

len in den jüngsten Jahren die Präsidentschaft von Donald Trump und die zunehmende politi-

sche Polarisierung in den Vereinigten Staaten sowie die Wahlerfolge von Marine Le Pen und der 

Partei Rassemblement National in Frankreich, der rechtsradikalen Schwedendemokraten in 

Schweden und populistischer Bewegungen wie die 5-Sterne und post-faschistischer Parteien wie 

die Lega oder der Fratelli d’Italia unter der Regierungschefin Giorgia Meloni in Italien. Auch Wahl-

erfolge von Parteien wie Podemos in Spanien oder Syriza in Griechenland, sowie das Votum zum 

Brexit im Vereinigten Königreich werden als Konsequenz dieser Entwicklung in westlichen Demo-

kratien eingeordnet. In Deutschland wurde die Zustimmung zu populistischen und radikalen Par-

teien zunächst durch die Wahlerfolge der Linken und insbesondere durch das Erstarken der als 

rechtspopulistisch und nationalistisch eingeordneten Partei Alternative für Deutschland (AfD) 

sichtbar. 

Was zeichnet diesen Populismus und radikalisierte Parteien aus, die die politische Stabilität von 

liberalen Demokratien gefährden? Eine ausführliche Literatur in der Politikwissenschaft befasst 

sich mit der Definition von Populismus sowie mit populistischen und radikalen Parteien. Wäh-

rend Populismus in der politikwissenschaftlichen Literatur vielmehr den „politischen Stil“ als 

Phänomen beschreibt (Moffitt, 2016; Jagers & Walgrave, 2007), muss von diesem der Begriff des 

Extremismus abgegrenzt werden. Politischer Extremismus, den radikale Parteien durch ihre po-

litischen Ziele und Programmatik verfolgen, zeichnet sich durch die Ablehnung der liberalen 

Grundordnung und des demokratischen Verfassungsstaats ab (vgl. Jesse & Panreck, 2017). Radi-

kale Parteien nutzen hierfür zunehmend die Stilmittel und rhetorischen Mittel des Populismus, 

um sich als wahre Vertreter des Volkes zu gebahren und die demokratische Grundordnung in-

frage zu stellen. Eine der bekanntesten und einflussreichsten Definitionen zu Populismus stammt 

dabei von Cas Mudde (Mudde, 2004, 2007; Mudde & Rovira Kaltwasser, 2017). Nach dieser Defini-

tion ist das zentrale Element des Populismus eine scharfe Abgrenzung zwischen den einfachen 

Leuten und einer propagierten korrupten Elite. Essenziell ist also eine starke Ablehnung traditio-

neller Eliten und die Überzeugung, dass die einzige legitime, moralische Autorität „das Volk“ ist. 

Die Annahme des Antagonismus zwischen Volk und Elite als zentrales Wesensmerkmal und poli-

tisches Stilmittel des Populismus ist unter Populismusforschern weitgehender Konsens (vgl. Mo-

ffitt, 2016; Müller, 2016; Jagers & Walgrave, 2007). Spezielle (wirtschafts-)politische Ziele definie-

ren den Populismus an sich demnach jedoch nicht. Müller (2016) ergänzt die Definition zum 

Populismus um einen Fokus auf Identitätspolitik, in der Populisten ihre Position mit der aus ihrer 

Sicht homogenen Volkswillen verknüpfen. Die Abgrenzung der Gruppen basiert daher häufig auf 
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Merkmalen wie Ethnie, Religion oder Staatsbürgerschaft. In anderen Definitionen nimmt auch 

noch Autoritarismus eine zentralere Rolle ein (Norris & Inglehart, 2019). Insgesamt ist der Popu-

lismus also nicht unbedingt eine Ideologie mit klaren Überzeugungen oder politischen Forderun-

gen, sondern eher eine Theorie der Gesellschaft (Bonikowski et al., 2019). Extremisten und radi-

kale Parteien nutzen dabei die Stilmittel des Populismus, um zunächst sich als Vertreter des 

„Volkes“ gegenüber der politischen und wirtschaftlichen Elite zu positionieren und dabei leichter 

ihre Ideologie und politischen Botschaften zu transportieren. 

Politische Empfehlungen zu Maßnahmen gegen wachsende demokratische Instabilität durch 

den zunehmenden Zuspruch von populistischen Thesen radikaler Parteien in westlichen Demo-

kratien, sollten auf einem fundierten Verständnis der Ursachen des schwindenden Demokratie-

verständnisses aufbauen. Was aber erklärt diese gestiegene Zustimmung zu radikalen Parteien 

und Strömungen? Oft wird die Zustimmung zu rechtspopulistischen Thesen als Reaktion auf die 

wachsenden Migrationsströme aus anderen Kulturkreisen, die in der Bevölkerung auf einwande-

rungsfeindliche Einstellungen trifft, interpretiert und mit einem „Elite-gesteuerten“ Prozess eu-

ropäischer Integration in Verbindung gebracht (u.a., Halla et al., 2017; Algan et al., 2017; Ruzza, 

2018; Edo et al., 2019). Als Erklärung wird oft auch die These der kulturellen Gegenreaktion ange-

führt, die besagt, dass die Unterstützung als eine Rückreaktion einstmals dominanter Bevölke-

rungsgruppen auf den aus ihrer Sicht zu progressiven Wertewandel erklärt werden kann 

(Inglehart & Norris, 2017; Norris & Inglehart, 2019). Grundsätzlich können viele Faktoren wie bei-

spielsweise auch hohe Veränderungsgeschwindigkeiten, digitaler Wandel, Individualisierung 

und Verlust des demokratischen Raums, Globalisierung und Migration, aber auch ökonomische 

Ursachen wie wirtschaftliche Unsicherheit infolge von strukturellen Transformationsprozessen 

und Krisen eine Rolle spielen.  

Dieser Beitrag fasst zusammen, inwieweit ökonomische Ursachen zu dieser Entwicklung beitra-

gen. Dazu wird die internationale Fachliteratur ausgewertet und ausführlich aufgeführt, welche 

Rolle ökonomische Entwicklungen und Rahmenbedingungen für das Aufkommen autoritärer 

Strömungen und der demokratischen Vertrauenskrise hat. Die ökonomische Fachliteratur hat 

sich insbesondere mit den politischen Effekten der folgenden wirtschaftlichen Entwicklungen 

beschäftigt: 

• Allgemeine und eigene wirtschaftliche Situation 

• Ungleichheit und Armut 

• Wirtschaftliche Unsicherheit 

• Wirtschafts- und Finanzkrisen 

• Ökonomische Globalisierung und Strukturwandel  

• Migration und wirtschaftliche Unsicherheit 



Einleitung 

6 Wirtschaft und Stabilität der Demokratie 

 

In Abschnitt 2 fasst die Studie die Erkenntnisse zu den wirtschaftlichen Ursachen aus der Fachli-

teratur zusammen. Dabei werden sowohl die Effekte auf die Unterstützung für radikale Parteien 

und Populisten, als auch die Effekte auf das Vertrauen in die Politik und das demokratische Sys-

tem diskutiert. Dadurch kann ein evidenzbasiertes und umfassendes Bild der Auswirkungen öko-

nomischer Faktoren auf die Stabilität der Demokratie erstellt werden. Zur Veranschaulichung 

werden in Abschnitt 3 im Rahmen der Kurzstudie auch die ökonomischen und politischen Ent-

wicklungen in Deutschland deskriptiv dargestellt. Die Studie endet mit einem Fazit und politi-

schen Schlussfolgerungen. 
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2 Wirtschaftliche Gründe für das Erstarken 

radikaler Strömungen 

Studien, die den Zusammenhang zwischen den wirtschaftlichen Bedingungen auf der einen Seite 

und politischen Einstellungen auf der anderen Seite untersuchen, haben sowohl in den Politik-

wissenschaften als auch in den Wirtschaftswissenschaften eine lange Tradition. Die Mehrheit die-

ser Arbeiten kommt zu dem Schluss, dass die wirtschaftlichen Bedingungen einen bedeutenden 

Einfluss unter anderem darauf haben, wie zufrieden die Menschen mit den politischen Institutio-

nen sind und welche Parteien sie wählen.  

Auch im Hinblick auf die seit einigen Jahren zunehmende Polarisierung von Politik und Gesell-

schaft sowie die wachsende Popularität nationalistischer Bewegungen und Parteien haben zahl-

reiche Forschungsarbeiten die Rolle von ökonomischen Faktoren in den Blick genommen. Als 

wichtige Ursachen konnten dabei vor allem die Auswirkungen von Wirtschafts- und Finanzkrisen, 

der wirtschaftlichen Globalisierung, wachsende ökonomische Unsicherheit sowie eine zuneh-

mende Ungleichverteilung verfügbarer ökonomischer Ressourcen identifiziert werden.1 

2.1 Wirtschaftliche Situation 

In der Literatur über den Einfluss der wirtschaftlichen Situation auf politische Präferenzen gibt 

es zwei Ebenen. Die erste Ebene befasst sich mit dem Einfluss makroökonomischer Entwicklun-

gen auf das Wahlverhalten. Diese Entwicklungen umfassen meistens das wirtschaftliche Wachs-

tum (BIP), die Arbeitslosenquote oder verschiedene Ungleichheitsmaße. Die zweite Ebene be-

fasst sich mit dem Einfluss der individuellen ökonomischen Situation auf die 

Wahlentscheidungen. Dabei werden beispielsweise die Entwicklung des eigenen Einkommens 

oder ein Arbeitsplatzverlust berücksichtigt, ebenso aber auch die relative Position in der Einkom-

mensverteilung. 

Mit dem Einfluss der makroökonomischen Lage befasst sich insbesondere die Literatur über 

„Retrospective Voting“ (Rückblickendes Wählen). Diese Literatur hat eine lange Tradition und es 

gibt dazu bereits einige Literaturüberblicke (Healy & Malhotra, 2013; Lewis-Beck & Stegmaier, 

2000; Stegmaier & Lewis-Beck, 2013). Diese Literatur dokumentiert robuste Korrelationen zwi-

schen makroökonomischen Indikatoren und Wahlergebnissen. Niedrigeres Wirtschaftswachs-

tum, höhere Arbeitslosigkeit oder Inflation gehen mit schlechteren Wahlergebnissen für die am-

tierende(n) Partei(en) bzw. die Amtsinhaber einher. Die Studienergebnisse zeigen auch, dass 

nicht nur die tatsächliche ökonomische Entwicklung eine Rolle spielt, sondern auch die (teilweise 

abweichende) eigene Wahrnehmung der Bürgerinnen und Bürger zur makroökonomischen Lage. 

 
1 Einen Überblick von Forschungsergebnissen liefern auch Margalit (2019) und Guriev & Papaioannou (2022). 
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Die Forschung in diesem Bereich befasst sich besonders mit etablierten Parteien und erlaubt da-

her weniger direkte Rückschlüsse zum Erfolg populistischer und radikaler Parteien. Aktuellere 

Studien für Europa zeigen aber auch, dass insbesondere radikalere Parteien von Wirtschaftskri-

sen profitieren (Algan et al., 2017; Funke et al., 2016; Mian et al., 2014). Algan et al. (2017) doku-

mentieren robuste Zusammenhänge zwischen steigender Arbeitslosigkeit und der Unterstüt-

zung für populistische Parteien in Europa. Außerdem sinkt auch das Vertrauen in die nationalen 

und europäischen politischen Institutionen. Lechler (2019) und Dijkstra et al. (2020) dokumentie-

ren ebenfalls einen Zusammenhang zwischen steigender Arbeitslosigkeit und stärkerer Ableh-

nung gegenüber der EU. Die Literatur zu den Auswirkungen von Finanz- und Wirtschaftskrisen 

beschreiben wir detailliert in Kapitel 2.4. 

Neuere Studien befassen sich auch mit dem Einfluss der Entwicklung von (Einkommens-)Un-

gleichheit. Diese Literatur beschreibt insbesondere robuste Zusammenhänge zwischen höherer 

Ungleichheit und zunehmender politischer Polarisierung in den Vereinigten Staaten (Duca & 

Saving, 2016; Garand, 2010; Poole et al., 2016; Voorheis et al., 2015). Auch in Europa spielt Un-

gleichheit eine Rolle, aber die genauen Effekte variieren. Winkler (2019) dokumentiert einen po-

sitiven Zusammenhang zwischen Ungleichheit und steigender Unterstützung für linke Parteien. 

Dorn et al. (2020) und Engler & Weisstanner (2020) finden hingegen einen positiven Effekt von 

wachsender Ungleichheit auf rechtsradikale Parteien. Die Ergebnisse von Dorn et al. (2020) zei-

gen in ihrer Studie für Deutschland jedoch, dass sich die Effekte regional und je nach Definition 

der berücksichtigten radikalen Parteien unterscheiden. So profitieren neben der radikalen Rech-

ten beispielsweise auch linksextremistische Parteien von wachsender regionaler wirtschaftlicher 

Ungleichheit. Während die Partei die Linke nur in westdeutschen Regionen von zunehmender Un-

gleichheit profitiert, kann vor allem die radikale Rechte, insbesondere die AfD, in Ostdeutschland 

hinzugewinnen.  Der genaue Effekt von Ungleichheit könnte also vom politischen Umfeld und 

anderen kontextuellen Faktoren abhängen. Diese Faktoren können beispielsweise von der regi-

onalen wirtschaftlichen Entwicklung abhängen, aber auch von den individuellen Erfahrungen 

der betroffenen Wählergruppen. Roth & Wohlfart (2018) finden beispielsweise, dass Personen, 

die selbst höhere Ungleichheit erlebt haben, Umverteilung eher ablehnen und linke Parteien sel-

tener unterstützen. 

Die zweite Ebene der Literatur zu den Auswirkungen der wirtschaftlichen Situation auf die Wahl-

absichten befasst sich mit dem Einfluss der individuellen ökonomischen Lage. Stegmaier & 

Lewis-Beck (2013) finden in ihrer Literaturzusammenfassung, dass der Einfluss der gesamtwirt-

schaftlichen Lage grundsätzlich deutlich höher ist als der Einfluss der individuellen Lage. Dies 

scheint auch auf den Erfolg radikaler Parteien zuzutreffen. Dorn et al. (2023) zeigen in ihrer er-

weiterten Studie, dass in wirtschaftlich abgehängten Regionen in Deutschland der Zuspruch für 

radikale Parteien, die Unzufriedenheit mit der Demokratie und der Vertrauensverlust in das poli-

tische System und etablierte Parteien über alle Einkommensgruppen steigt. 
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Andere Studien finden aber durchaus starke Effekte der individuellen wirtschaftlichen Situation 

auf Wahlabsichten. Margalit (2013) zeigt, dass persönliche Arbeitslosigkeitserfahrungen während 

der großen Rezession zu mehr Unterstützung für Umverteilung führten. Dieser Effekt verschwin-

det jedoch, sobald sich die persönliche Beschäftigungssituation wieder verbessert. O’Grady 

(2019) und Alesina & La Ferrara (2005) zeigen ebenfalls, dass Präferenzen für Umverteilung von 

sozioökonomischen Faktoren abhängen. Gethin et al. (2022) dokumentieren wie sich diese Zu-

sammenhänge in 21 westlichen Demokratien über die Zeit verändert haben. In den 1950er und 

1960er Jahren war die Unterstützung für linke Parteien noch unter Menschen mit niedrigerem 

Einkommen und niedrigerer Bildung konzentriert. Seitdem haben sich diese Korrelationen ge-

wandelt. In den 2010er Jahren ist höhere Bildung mit Unterstützung für Parteien links der Mitte 

assoziiert, während hohes Einkommen immer noch eher mit Parteien rechts der Mitte korreliert. 

Dadurch haben sich die politischen Effekte von Einkommen und Bildung entkoppelt. Diese Er-

gebnisse zeigen zwar, dass die individuelle wirtschaftliche Situation die Wahlpräferenzen beein-

flussen, nicht aber, dass dies auch den Erfolg radikaler Parteien beeinflusst. Foster & Frieden 

(2017) dokumentieren jedoch einen Zusammenhang zwischen der Bildung von Personen und ih-

rem Vertrauen in die Regierungen in Europa. Dustmann et al. (2017a) finden ebenfalls, dass ältere 

und weniger gebildete Menschen geringeres Vertrauen in europäische Institutionen haben. 

Speziell für Deutschland gibt es ebenfalls Analysen zu Korrelationen zwischen sozioökonomi-

schen Merkmalen und politischen Einstellungen mit einem speziellen Fokus auf die AfD. Mehrere 

Studien zeigen, dass sich die sozio-ökonomischen Merkmale von AfD Wählern nicht stark von an-

deren Parteien unterscheiden (Bergmann et al., 2017; Hansen & Olsen, 2019; Schröder, 2018). 

Tendenziell haben AfD Wähler ein niedrigeres Einkommen als Wähler anderer Parteien, aber es 

gibt keine signifikanten Unterschiede in ihrer Bildung oder Arbeitslosigkeit (Hansen & Olsen, 

2019; Schröder, 2018). Am stärksten unterscheiden sich die AfD-Wähler in ihren Einstellungen zur 

Migration und ihrer Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland von den Wählern etablier-

ter Parteien. Auf Basis anderer Umfragedaten findet Lux (2018) jedoch durchaus Unterschiede 

zwischen AfD Wählern und Wählern etablierter Parteien in Bezug auf Einkommen, Arbeitslosig-

keit und Bildung. Dennoch wird auch in dieser Studie die AfD, wie die anderen deutschen Par-

teien, von Wählern aus der Mittelschicht dominiert. Für Deutschland ist also nicht eindeutig ge-

klärt, inwieweit sich AfD Wähler in ihren ökonomischen Eigenschaften von anderen Wählern 

unterscheiden. Das bedeutet zwar nicht, dass individuelle ökonomische Faktoren unwichtig sind. 

Dorn et al. (2020) zeigen jedoch, dass insbesondere die regionalen wirtschaftlichen Unterschiede 

eine große Rolle bei der Erklärung des Erfolgs der AfD einen starken Einfluss haben. Dass insbe-

sondere makroökonomische oder regionale Entwicklungen eine Rolle spielen, wird auch in Kapi-

tel 2.3 und 2.4 weiter ausgeführt. Kapitel 3 beschreibt zudem nochmals ausführlicher die Ent-

wicklung und die Auswirkungen in Deutschland. 
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2.2 Wirtschaftliche Unsicherheit 

Das vorherige Kapitel befasste sich hauptsächlich mit objektiven ökonomischen Merkmalen wie 

Einkommen oder Arbeitslosigkeit. Für politische Einstellungen können aber auch andere Aspekte 

eine Rolle spielen. Beispielsweise kann die Angst vor einem Jobverlust politische Entscheidun-

gen mitbeeinflussen, auch wenn dieser Jobverlust (noch) nicht eingetreten ist. Außerdem kön-

nen individuelle Wahrnehmungen von ökonomischen Risiken von objektiven Entwicklungen ab-

weichen. In der Fachliteratur werden diese ökonomischen Risiken und deren Wahrnehmung 

häufig unter wirtschaftlicher Unsicherheit zusammengefasst. Eine wichtige Rolle in der Literatur 

spielt auch die Ausgestaltung des sozialen Sicherungssystems, da es die Folgen der ökonomi-

schen Risiken abmildert und damit wirtschaftliche Unsicherheit reduzieren kann. 

Guiso et al. (2019) berücksichtigen in ihrer Analyse von Umfragedaten drei Arten von wirtschaft-

licher Unsicherheit:  

a. Können die Befragten von ihrem gegenwärtigen Einkommen leben (Skala 1 bis 5)? 

b. Waren die Befragten in den letzten fünf Jahren arbeitslos? 

c. Inwieweit ist der Beruf des Befragten von der Globalisierung betroffen (Indikator)? 

Guiso et al. (2019) finden dabei in ihrer Untersuchung für 31 europäische Länder, dass steigende 

ökonomische Unsicherheit mit höherer Unterstützung für populistische Parteien korreliert. Stei-

gende Unsicherheit erhöht auch die Wahrscheinlichkeit nicht zu wählen, insbesondere unter ehe-

maligen Wählern der nicht-populistischen Parteien. Ökonomische Unsicherheit korreliert dabei 

auch mit niedrigerem Vertrauen in die (etablierten) politischen Parteien allgemein und höherer 

Ablehnung von Migration. 

Dal Bó et al. (2018) analysieren die Folgen von Kürzungen im sozialen Sicherungssystem in 

Schweden. Diese Reformen erhöhten die wirtschaftliche Unsicherheit, da sie die Absicherung bei 

Jobverlusten reduzierten. Nach der Finanzkrise 2008 stieg die Arbeitslosigkeit stark an und die 

rechtspopulistischen Schwedendemokraten gewannen an Unterstützung. Die Unterstützung 

stieg besonders in Regionen, die von den Reformen und der Finanzkrise besonders stark betrof-

fen waren. Dal Bó et al. (2018) dokumentieren auch, dass unter den Politikern der Schwedende-

mokraten Personen mit niedrigerem Einkommen und höherer Job-Unsicherheit überrepräsen-

tiert sind. Das zeigt, dass ökonomische Schocks nicht nur die Nachfrage für populistische 

Parteien erhöhen, sondern potenziell auch das Angebot von Populisten und Kandidaten von ra-

dikalen Parteien. 

In der Fachliteratur wird dokumentiert, dass Abstiegsängste und wirtschaftliche Unsicherheit vor 

allem bei weniger gebildeten Arbeitskräften und Angehörigen der „alten“ Mittelschicht zu finden 

sind (u.a., Rydgren, 2007; Dal Bó et al., 2018; Inglehart and Norris, 2017). Wirtschaftliche 
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Unsicherheit hängt oftmals auch mit den Erfahrungen einer Wirtschafts- und Finanzkrise sowie 

eines strukturellen Transformationsprozesses und den Auswirkungen der Globalisierung zusam-

men. Studienergebnisse dazu werden in den Abschnitten 2.3 und 2.4 ausführlicher diskutiert. 

2.3 Wirtschaftliche Globalisierung und Strukturwandel 

Lange Zeit ging man in den Wirtschaftswissenschaften davon aus, dass sich die wirtschaftlich Be-

nachteiligten vor allem linken Parteien zuwenden, da diese für eine Politik der Umverteilung und 

des sozialen Ausgleichs stehen (Romer, 1975; Meltzer and Richard, 1981). Tatsächlich sind es der-

zeit jedoch vor allem nationalistische und rechtspopulistische Parteien, die in wirtschaftlich an-

gespannten Zeiten einen besonders großen Zulauf erhalten. Hierfür gibt es unterschiedliche Er-

klärungsansätze. Aggeborn and Persson (2017) argumentieren, dass dies vor allem damit zu tun 

hat, dass nationalistische Parteien einen besonderen Fokus auf Politikbereiche legen, die der 

heimischen Bevölkerung nutzen. Linke Parteien seien dagegen tendenziell auch bereit, zur Fi-

nanzierung „globaler“ Güter und Leistungen beizutragen, aus der die heimische Bevölkerung kei-

nen unmittelbaren Nutzen zieht, wie beispielsweise Entwicklungshilfe oder Klimaschutz. Antràs 

et al. (2017) und Sinn (2003) weisen darauf hin, dass die Möglichkeiten zur Umverteilung in einer 

globalisierten (Wirtschafts-)Welt begrenzt sind, da Steuererhöhungen die Gefahr einer Kapital-

flucht bergen. In einer offenen Volkswirtschaft können dem Sozialstaat daher die Hände gebun-

den sein, wenn es darum geht, die Verlierer der Globalisierung zu kompensieren. Aus diesem 

Grund sind protektionistische Botschaften, wie sie insbesondere von nationalistischen Parteien 

gesendet werden, besonders populär. 

Deshalb ist es auch natürlich, dass sich die Fachliteratur intensiv mit den Auswirkungen der Glo-

balisierung auf das Wahlverhalten beschäftigt hat. Insbesondere hat sich die Literatur mit den 

Auswirkungen des internationalen Handels beschäftigt. Regionen innerhalb eines Landes oder 

der Europäischen Union sind aufgrund der industriellen Struktur ganz unterschiedlich von inter-

nationalem Wettbewerb und ausländischer Konkurrenz betroffen. Deshalb unterscheiden sich 

auch die Auswirkungen auf den regionalen Arbeitsmarkt stark innerhalb eines Landes. Somit 

können Effekte der Globalisierung auf den Zuspruch radikaler Parteien auch zwischen stärker 

und weniger stark betroffene Regionen verglichen werden.  

Dieser Ansatz wurde in mehreren Studien auf verschiedene Länder angewandt. Autor et al. (2013)  

zeigen für die Vereinigten Staaten, dass in Regionen mit stärkerer Betroffenheit von Importkon-

kurrenz und Handel mit China dort zu niedrigerer Beschäftigung und niedrigeren Löhnen führt. 

In einer späteren Arbeit zeigen Autor et al. (2020), dass diese besonderes betroffenen Regionen 

zwischen 2000 und 2016 auch eine stärkere politische Polarisierung aufweisen. Beispielsweise 

sind in diesen Regionen Beiträge an politische Kampagnen für radikalere Kandidaten und Grup-

pierungen angestiegen. Von der stärkeren politischen Polarisierung haben am stärksten konser-

vative Republikaner profitiert, insbesondere in Gebieten mit weißer Mehrheitsbevölkerung. 
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Regionen, die keine weiße Mehrheitsbevölkerung haben, aber vom internationalen Handel be-

troffen waren, tendierten in der Studie von Autor et al (2020) hingegen eher zu liberalen Demo-

kraten. Insgesamt kann aus der Analyse festgehalten werden, dass die Betroffenheit durch den 

internationalen Handel und die Importkonkurrenz aus China auch einen substanziellen Effekt auf 

den Wahlerfolg von Donald Trump hatte. 

Ähnliche Ergebnisse gibt es auch für andere Länder. Colantone & Stanig (2018a) zeigen, dass stär-

kere Betroffenheit von Regionen durch die Globalisierung die Unterstützung im Vereinigten Kö-

nigreich für das Brexit Referendum erhöht hat. Sie zeigen auch, dass der Effekt sich nicht auf Be-

schäftigte in den betroffenen Branchen beschränkt, sondern regionale ökonomische Schocks 

allgemein zu mehr Unterstützung für den Ausstieg aus der Europäischen Union führen. 

Colantone & Stanig (2018c) wiederholen eine ähnliche Analyse für 15 westeuropäische Länder 

und finden abermals ähnliche Ergebnisse. Stärkere Betroffenheit von internationalem Wettbe-

werb führte in den betroffenen Regionen zu mehr Unterstützung für rechtsradikale und nationa-

listische Parteien. Auch für Italien (Barone & Kreuter, 2021; Caselli et al., 2020) und Frankreich 

(Malgouyres, 2017) gibt es Studien mit ähnlichen Ergebnissen. Colantone & Stanig (2018b) zeigen 

außerdem, dass die ökonomischen Schocks auch kulturelle Einstellungen zu Migration, zur De-

mokratie oder zu starken Anführern beeinflussen. 

Für Deutschland untersucht Dippel et al. (2022) den Zusammenhang zwischen Handel mit Nied-

riglohnländern und Wahlverhalten in den betroffenen Regionen des Landes. Sie finden, dass stär-

kere Betroffenheit der Region durch Importwettbewerb dort zu höherer Unterstützung für natio-

nalistische Parteien (insbesondere für die AfD) führt. Sie zeigen jedoch auch, dass höhere Exporte 

einer Region die umgekehrte Wirkung haben können. Die Effekte der Globalisierung gehen also 

nicht zwangsläufig nur in eine Richtung, sondern die Wähler scheinen durchaus zu unterscheiden 

ob ihre Arbeitsplätze und ihr Einkommen von der Globalisierung mit einer starken Exportwirt-

schaft abhängen. Auf Basis von individuellen Daten zeigen Dippel et al. (2022) auch, dass sich 

besonders Personen mit niedriger Bildung im verarbeitenden Gewerbe den nationalistischen 

Parteien zuwenden. 

Insgesamt zeigt die Literatur, dass negative ökonomische Schocks ausgelöst durch strukturellen 

Wandel und Wettbewerb durch Globalisierung die Unterstützung für populistische Parteien er-

höhen können. Inwieweit es eher die durch den Globalisierungsschock verursachte schlechte 

ökonomische Situation der Region oder des einzelnen Individuums ist, geht aus den Studien 

meist nicht hervor. Außerdem stellt sich die Frage, inwieweit neben dem Globalisierungsschock 

auch andere ökonomische Schocks zu ähnlichen Reaktionen führen können. Di Tella & Rodrik 

(2020) zeigen in Informations-Experimenten beispielsweise, dass Jobverluste, die durch schlech-

tes Management ausgelöst werden, die Unterstützung für bessere soziale Absicherung erhöhen. 

Im Gegensatz dazu führen Jobverluste aufgrund von Offshoring zu mehr Unterstützung für pro-

tektionistische Handelspolitik, aber nicht zugunsten besserer Absicherung. Insofern spielen 
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negative wirtschaftliche Auswirkungen, die der Globalisierung zuzuschreiben sind, am ehesten 

rechten und protektionistischen Parteien in die Karten. 

Weitere Studien zeigen auch politische Auswirkungen durch die strukturelle Transformation, die 

auf den technologischen und digitalen Wandel oder die grüne Transformation zurückzuführen 

sind. Anelli et al. (2021) dokumentieren etwa einen Zusammenhang zwischen individueller Be-

troffenheit von Automatisierung und Unterstützung von rechtsradikalen (und in geringerem Um-

fang linksradikalen) Parteien für 13 westeuropäische Länder. Colantone et al. (2022) untersuchen 

die Auswirkungen eines Verbots von besonders umweltschädlichen Autos in Mailand. Davon be-

troffene Wähler unterstützten danach häufiger die rechtspopulistische Partei Lega. Wähler, die 

für das Verbot entschädigt wurden, änderten ihre Präferenzen hingegen nicht. Diese Studiener-

gebnisse zeigen, dass die Auswirkungen und Verteilungseffekte der aktuellen strukturellen 

Transformationen in demokratischen Ländern substanzielle Effekte auf das Wahlverhalten und 

die politische Stabilität haben können. 

2.4 Wirtschafts- und Finanzkrisen 

Die Geschichte zeigt, dass auch Wirtschafts- und Finanzkrisen regelmäßig auftreten und zu wirt-

schaftlicher Verunsicherung führen. Die politischen Effekte dieser Krisen wurden in der Fachlite-

ratur daher auch intensiv untersucht. Funke et al. (2016) analysieren Finanzkrisen in 20 Indust-

rienationen über die letzten 140 Jahre. Nach Finanzkrisen steigen die Stimmenanteile von 

rechtsextremen Parteien um durchschnittlich 30%. Linksextreme Parteien profitieren hingegen 

deutlich weniger von den Krisen. Die Autoren zeigen außerdem, dass diese starken politischen 

Reaktionen eine Besonderheit von Finanzkrisen sind. Wirtschaftskrisen, die nicht zu Verwerfun-

gen im Finanzsektor führen, haben deutlich kleinere Effekte auf Stimmenzugewinne von radika-

len Parteien. Mian et al. (2014) finden in ihrer Länderübergreifenden Studie mit Daten zwischen 

1975 und 2010 ähnliche Ergebnisse. Finanzkrisen führen zu einer stärkeren politischen Polarisie-

rung und einer Schwächung der Regierungen. 

Die Literatur widmet sich auch insbesondere der Untersuchung der Auswirkungen der globalen 

Finanzkrise 2007/08.  Algan et al. (2017) dokumentieren Zusammenhänge zwischen dem Anstieg 

der Arbeitslosigkeit in europäischen Regionen und der Unterstützung für populistische Parteien. 

Sie zeigen auch, dass gleichzeitig das Vertrauen in nationale und europäische Institutionen in der 

Bevölkerung sinkt. Dehdari (2020) zeigt einen Zusammenhang zwischen steigender Arbeitslosig-

keit während der Finanzkrise und Erfolgen rechtsextremer Parteien in Schweden. Im Gegensatz 

dazu finden Gidron & Mijs (2019) in den Niederlanden einen positiven Effekt auf linke Parteien, 

aber nicht auf rechte. Broz et al. (2021) argumentieren, dass die Finanzkrise im Zusammenspiel 

mit längerfristigen Prozessen wie Globalisierung und De-Industrialisierung zum Aufstieg der po-

pulistischen Parteien in den letzten Jahren geführt hat. 
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Eine Folge der globalen Finanzkrise der Jahre 2007/08 und der darauffolgenden Staatsschulden-

krise war in vielen Ländern die Notwendigkeit Austeritätsmaßnahmen umzusetzen und sich bei 

Ausgaben zurückzuhalten. Die Fachliteratur untersucht auch die Effekte dieser Maßnahmen auf 

politische Einstellungen. Fetzer (2019) untersucht beispielsweise die Effekte der britischen Aus-

teritätsmaßnahmen ab 2010 auf den Aufstieg der UKIP and das Brexit Referendum. Die Maßnah-

men in England konzentrierten sich auf Kürzungen im sozialen Sicherungssystem und im Bil-

dungssystem. Individuen und Regionen die stärker von den Kürzungen betroffen waren, zeigten 

ab 2010 eine höhere Unterstützung für UKIP und eine stärker ablehnende Haltung gegenüber der 

EU. Fetzer (2019) schätzt in seinen Analysen außerdem, dass ohne Austeritätsmaßnahmen die 

Zustimmung zum Ausstieg aus der EU um 6 Prozentpunkte geringer gewesen wäre und damit die 

„Remain“-Option gewonnen hätte. Ähnlich finden sich auch in Schweden Auswirkungen von 

Sparzwängen im Staatshaushalt auf das Erstarken der extremen Rechten. Dal Bó et al. (2018) un-

tersuchen Kürzungen im Sozialsystem in Schweden ab 2006 und deren Interaktion mit der Fi-

nanzkrise. Sie finden robuste Evidenz dafür, dass die geringere Absicherung durch das Sozialsys-

tem zusammen mit den Effekten der Finanzkrise zu steigender Unterstützung für rechtsextreme 

Parteien, insbesondere der dortigen Schwedendemokraten, führte. 

Auch andere einzelne historische Episoden wurden in der Literatur untersucht und Zusammen-

hänge zwischen Finanz- und Wirtschaftskrisen und dem Erstarken extremistischer Parteien auf-

gezeigt. De Bromhead et al. (2013) analysieren die Effekte ökonomischer Krisen in 28 Ländern in 

der Zeit zwischen den beiden Weltkiregen des 20. Jahrunderts. Sie dokumentieren einen 

Zusammenhang zwischen den schlechten ökonomischen Entwicklungen und dem Erfolg 

extremer (insbesondere faschistischer) Parteien. Dieser Zusammenhang ist dabei besonders 

stark in Ländern, die vor dem Ersten Weltkrieg nicht demokratisch waren. Doerr et al. (2020) 

behandeln dieselbe Periode, fokusieren sich jedoch auf die Deutsche Bankenkrise von 1931 und 

den Aufstieg der NSDAP. Regionen, die stärker von den Auswirkungen der Bankenkrise betrofffen 

waren, hatten einen stärkeren Anstieg an NSDAP-Stimmenanteilen. Galofré-Vilà et al. (2021) fin-

den zudem einen robusten Zusammenhang zwischen den Austeritätsmaßnahmen 1930-1932 in 

Deutschland und steigenden Stimmenanteilen der NSDAP.  

Ein anderer ökonomischer Schock war die Aufwertung des Schweizer Franken, die zu einer Ver-

teuerung von Fremdwährungskrediten in vielen europäischen Ländern führte. Studien zeigen, 

dass die Betroffenheit von diesen Krediten die Unterstützung für rechte Parteien in Polen und 

Ungarn erhöhte (Ahlquist et al., 2020; Gyöngyösi & Verner, 2022).  

2.5 Migration und wirtschaftliche Unsicherheit 

Migrationspolitik ist eines der Kernthemen, das von rechtspopulistischen und nationalistischen 

Parteien in ihrer Rhetorik adressiert wird. Mit ihren Anti-Immigrationsthesen zielen sie auf 

kulturelle, aber auch ökonomische Faktoren und Sorgen der Wähler ab, um etwa die fiskalischen 
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Kosten von Flüchtlingen oder Konflikte um Arbeitsplätze, Sozialtransfers oder Wohnungen 

hervorzuheben. In der theoretischen Diskussion ist es durchaus plausibel zu erklären, dass 

Immigration auch zu einer höheren Konkurrenz am Arbeitsmarkt und beim Zugang zu 

Sozialleistungen führen können und dies Auswirkungen auf die politischen Einstellungen und 

das Wahlverhalten der davon betroffenen Personengruppen führen kann (vgl., u.a. Abramitzky & 

Boustan, 2017; Dustmann et al., 2016). Wirtschaftliche Unsicherheit und die Angst vor dem 

eigenen Jobverlust oder sozialem Abstieg geht daher bei Personen oftmals mit 

Einwanderungskritischen Einstellungen oder einer Ablehnung von Migration einher und kann 

sogar rechtsextrem motivierte Gewalt beeinfussen (vgl. Becker et al., 2017; Guiso et al., 2019; 

Davis & Deole, 2016; Billiet at al., 2014, Falk et al., 2011; Facchini & Mayda, 2009; Mayda, 2006).  

Vor diesem Hintergrund untersucht die ökonomische Literatur auch ob Immigration einen 

Anstieg von Wahlerfolgen populistischer und extremistischer Parteien erklären kann. Alesina & 

Tabellini (2022) fassen diese Literatur zusammen. Grundsätzlich findet ein Großteil der dort dis-

kutierten Literatur positive Effekte von Immigration auf die Wahlergebnisse von populistischen, 

insbesondere nativistischen Parteien (z.B., Ajzenman et al., 2022; Dustmann et al., 2019; Halla et 

al., 2017). Die Effekte scheinen aber auch stark kontextabhängig zu sein. Die Größe des Migrati-

onsflusses, die sozioökonomische Komposition und der kulturelle Hintergrund der Gruppe der 

Migranten und die Interaktionen zwischen den Gruppen, d.h. zwischen Aufnahmegesellschaft 

und Immigranten, beeinflussen die Effekte.  

Steinmayr (2021) und Halla et al. (2017) untersuchen die Effekte von Immigration nach Österreich 

auf die Wahlergebnisse der rechtspopulistischen FPÖ. Halla et al. (2017) finden positive Effekte 

von bei Immigration von weniger gebildeten Migranten auf die Wahlergebnisse der FPÖ, aber 

keine Effekte bei der Immigration von Personen mit höherer Bildung. Steinmayr (2021) unter-

sucht die Fluchtbewegungen 2015 und nutzt Variation auf Basis von leerstehenden Gebäuden, 

die sich zur Flüchtlingsunterbringung eignen. Er findet heterogene Effekte: Gemeinden durch die 

Flüchtende nur durchzogen, hatten höhere FPÖ-Wahlergebnisse, während Gemeinden in denen 

sich Geflüchtete längerfristig niederließen, niedrigere FPÖ-Wahlergebnisse erzielten. Dieses Er-

gebnis unterstützt die sogenannte Kontakthypothese, dass sich die Einstellung gegenüber Ein-

wanderern positiv entwickelt, je mehr Interaktion untereinander stattfindet. Die beiden Studien 

aus Österreich zeigen, dass zum einen die sozioökonomischen Merkmale der Einwandernden 

eine Rolle spielen und zum anderen, dass die Häufigkeit der Interaktionen zwischen Einheimi-

schen und Einwanderern die Einstellungen gegenüber Migration beeinflussen.  

Auch in anderen europäischen Ländern finden sich ähnliche politische Effekte von Immigration.  

Ajzenman et al. (2022) finden für 18 europäische Länder, dass die Regionen, die stärker vom 

Durchzug von Flüchtenden betroffen waren, danach negativere Einstellungen gegenüber Migran-

ten und weniger Vertrauen in die politischen Institutionen haben. Moriconi et al. (2022) untersu-

chen 12 europäische Länder und finden, dass der Anteil höher gebildeter Migranten die 
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Unterstützung für nationalistische Parteien reduzieren, während die Immigration weniger gebil-

deter Personen den Wahlerfolg nationalistischer Parteien in den betroffenen Aufnahmeländern 

erhöhen. Dustmann et al. (2019) untersuchen die quasi-zufällige Verteilung von Flüchtlingen in 

Dänemark zwischen 1986 und 1998 und finden, dass ein Anstieg der Flüchtlingszahlen zu einem 

Anstieg der Wahlergebnisse rechter Parteien führte. Auch für Griechenland gibt es Studien, die 

eine zunehmende Unterstützung für rechtspopulistische Parteien aufgrund von steigenden 

Flüchtlingszahlen im Land zeigen (u.a., Dinas et al., 2019; Hangartner et al., 2019). In Frankreich 

finden Edo et al. (2019) in einer Untersuchung der Jahre 1988 bis 2017, dass die Immigration zu 

einem Anstieg der Unterstützung von Kandidaten der radikalen Rechten geführt hat. Der Effekt 

ist dabei insbesondere von gering gebildeteten Einwanderern aus Nicht-Westeuropäischen 

Ländern getrieben. Kandidaten der radikalen Linken haben hingegen nicht profitiert, was die 

Autoren der Studie auf die reduzierte Unterstützung in der Wählerschaft für 

Umverteilungmaßnahmen aufgrund der Immigration zurückführen. In einer anderen Studie in 

Frankreich finden Vertier et al. (2023) für das Land zwar insgesamt einen negativen Effekt der 

Flüchtlingsverteilung auf die Wahlergebnisse des rechtsextremen Front National, allerdings dreht 

sich das Vorzeichen hin zu einer Unterstützung der rechtsextremen Partei in den Regionen, in 

denen die Flüchtlingskonzentration besonders groß in Relation zur Einwohnerzahl sind. Dieses 

Ergebnis zeigt auch die wichtige Rolle der Größe des Migrationsflusses und die Auswirkungen der 

Konzentration von Immigranten. In den Studien für Österreich (Steinmayr, 2021) und Frankreich 

(Vertier et al., 2023) entspricht der Migrationsfluss insgesamt etwa 1-1,5 Flüchtlingen pro 100 

Einwohnern in den betroffenen Gemeinden. Vertier et al. (2023) zeigen allerdings, dass sich das 

Vorzeichen der Effekte bei ca. 4 Flüchtlingen pro 100 Einwohnern hin zu einer Ablehnung der 

Migration umdreht. In Griechenland, in der Studien ebenfalls eine starke Ablehung der 

Immigration feststellen konnten (u.a., Dinas et al., 2019; Hangartner et al., 2019), entsprach der 

Migrationsfluss 250 Flüchtlingen pro 100 Einwohner auf den besonders betroffenen Inseln.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der Unterschied zwischen Wahrnehmung und Realität von Im-

migration. Alesina et al. (2022) führen eigene Befragungen in sechs Ländern durch (Frankreich, 

Deutschland, Italien, Schweden, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten). Sie finden, dass die 

Anzahl an Immigranten in allen Ländern stark überschätzt wird. Außerdem werden die 

Imigranten als häufiger muslimisch, arbeitslos und weniger gebildet eingeschätzt als sie es in 

Wirklichkeit sind. Diese verzerrte Wahrnehmung von Migration und insbesondere ihrer 

sozioökonomischen Zusammensetzung spielt der ablehnenden Migrationrhetorik von 

nationalistischen Parteien, die auf kulturelle Ablehnung, die wirtschaftliche Unsicherheit und 

Abstiegsangst der Wähler abzielt, in die Karten. 
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3 Erstarken radikaler Strömungen in Deutschland 

Seit dem Ende des Nationalsozialismus fristeten nationalistische Parteien in Deutschland im We-

sentlichen ein Nischendasein. Die Prominentesten unter ihnen – die rechtsextreme Nationalde-

mokratische Partei Deutschlands (NPD), die Deutsche Volksunion (DVU) sowie die Republikaner 

– schafften nie den Sprung in den Bundestag. Sie waren allerdings vereinzelt in den Parlamenten 

einzelner Bundesländer vertreten; seit 1989 schaffte es die NPD viermal, in ein Landesparlament 

einzuziehen (2006 und 2011 in Mecklenburg-Vorpommern sowie 2004 und 2009 in Sachsen), die 

DVU schaffte es seit 1987 regelmäßig in die Bremer Bürgerschaft sowie viermal in weitere Lan-

desparlamente (1992 in Schleswig-Holstein, 1998 in Sachsen-Anhalt sowie 1999 und 2004 in 

Brandenburg), und die Republikaner dreimal (1989 in Berlin, 1992 und 1996 in Baden-Württem-

berg) und zudem 1989 ins Europäische Parlament. Insgesamt erreichten die Stimmanteile rechts-

extremer und linksextremer Parteien nie zweistellige Stimmanteile.2  

Dies änderte sich mit der Gründung der Partei Alternative für Deutschland (AfD) im Jahr 2013. 

Zwar trat die Partei zunächst mit einer EU-skeptischen und rechtsliberalen Agenda an; jedoch 

gewannen nationalistische und offen rechtsextreme Personen und Positionen in der Partei 

schnell die Oberhand. Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass Teile der Partei von den Verfas-

sungsschutzämtern einzelner Bundesländer unter Beobachtung gestellt und die Partei als Gan-

zes vom Bundesverfassungsschutz seit 2021 als rechtsextremer Verdachtsfall eingestuft wurden. 

Seit ihrer Gründung war die AfD sowohl bei den Bundestags- als auch bei zahlreichen Landtags-

wahlen erfolgreich. Abbildung 1 zeigt den Zweitstimmenanteil der AfD bei den Bundes- (schwarze 

Balken) und Landtagswahlen (graue Balken) zwischen 2013 und 2021. Die mit Abstand größten 

Wahlerfolge erzielte die Partei dabei in den neuen Bundesländern.  

 
2 Lediglich Die Linke (vormals PDS), die in Teilen vom Verfassungsschutz beobachtet wird, erreichte als Linksaußenpartei auf Bundes- 

und Landesebene regelmäßige Wahlerfolge. 
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Abbildung 1: Zweitstimmenanteil der AfD bei Bundes- und Landtagswahlen zwischen 2013 und 2021 

 

Anmerkungen: Die Abbildung zeigt den Zweitstimmenanteil der AfD bei Bundestagswahlen (schwarze 

Balken) und Landtagswahlen (graue Balken) im Zeitraum von 2013 bis 2021. Die horizontale rote Linie 

markiert die 5%-Hürde. Quelle: Hayo und Neumeier (2020). 

 

Dorn et al. (2020) untersuchen empirisch, welchen Beitrag ökonomische Faktoren in Bezug auf 

die Wahlergebnisse radikaler Parteien in Deutschland im Allgemeinen sowie der AfD im Beson-

deren leisten. In ihrer Studie analysieren die Autoren den Zusammenhang zwischen dem Zweit-

stimmenanteil rechts- und linksradikaler Parteien bei den Bundestagswahlen zwischen 1998 und 

2017 und verschiedenen Indikatoren für ökonomische Deprivation auf Ebene der deutschen 

Landkreise und kreisfreien Städte. Als Indikatoren für ökonomische Deprivation nutzen die Au-

tor*innen unter anderem die sog. Armutsquote, also den Anteil der Haushalte in einem Kreis bzw. 

einer kreisfreien Stadt, deren Nettoeinkommen unterhalb der nationalen Armutsschwelle liegt, 

sowie die Armutslücke, also die durchschnittliche Diskrepanz zwischen dem Haushaltsnettoein-

kommen derjenigen, deren Einkommen unterhalb der nationalen Armutsschwelle liegt, und der 

Armutsschwelle.3 Abbildung 2 zeigt, wie sich die regionale Armutsquote Deutschland zwischen 

1998 und 2017 entwickelte. Die Quadrate zeigen die durchschnittliche Armutsquote über sämtli-

che Landkreise und kreisfreien Städte hinweg im jeweiligen Jahr. Die Linien markieren den Ab-

stand zwischen der größten und der kleinsten in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt 

gemessenen Armutsquote. Die Abbildung verdeutlicht, dass die regionalen Unterschiede in der 

Armutsquote sehr groß sind, die Armutsquote im Zeitablauf dagegen nur wenig variiert. Während 

 
3 Die Armutsschwelle liegt dabei bei 60% des mittleren Haushaltsnettoeinkommens in Deutschland. Ein Haushalt gilt demnach als 

arm, wenn sein Nettoeinkommen unterhalb der Armutsschwelle liegt. 
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die höchste in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt gemessene Armutsquote bei über 

40% liegt, beträgt die kleinste Armutsquote gerade einmal rund 5%. Anders ausgedrückt: Wäh-

rend es Landkreise bzw. kreisfreie Städte gibt, in denen mehr als 40% der Haushalte von Armut 

betroffen sind, gibt es auf der anderen Seite auch solche Landkreise bzw. kreisfreien Städte, in 

denen gerade einmal 5% der Haushalte von Armut betroffen sind. Im Durchschnitt liegt die regi-

onale Armutsquote über den hier betrachteten Zeitraum bei etwa 16%. 

Abbildung 2: Entwicklung der Armutsquote in den deutschen Landkreisen und kreisfreien Städten 

 

Anmerkungen: Die Abbildung zeigt die Entwicklung der Armutsquote in den deutschen Landkreisen und 

kreisfreien Städten zwischen 1998 und 2017. Die Quadrate zeigen die durchschnittliche Armutsquote 

über sämtliche Landkreise und kreisfreien Städte hinweg, die Linien den Abstand zwischen dem Land-

kreis bzw. der kreisfreien Stadt mit der höchsten Armutsquote und dem Landkreis bzw. der kreisfreien 

Stadt mit der geringsten Armutsquote. Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Mikrozen-

sus. 

 

Durch Anwendung geeigneter statistischer Methoden stellen die Autoren dabei sicher, dass der 

identifizierte Zusammenhang zwischen dem Stimmenanteil radikaler Parteien und ökonomi-

scher Deprivation eine kausale Interpretation hat. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass in 

Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen das Ausmaß an ökonomischer Deprivation hoch 

ist und über die Zeit zunimmt, tendenziell auch der Stimmenanteil für nationalistische Parteien 

höher ausfällt. Linksradikale Parteien können bundesweit hingegen keine relevanten Zugewinne 

verzeichnen.4 Nationalistische Parteien konnten vor allem in den Regionen hinzugewinnen, de-

ren Anteil an abgehängten Haushalten in Relation zur nationalen Einkommensentwicklung stieg. 

 
4 Allerdings profitiert Die Linke in westdeutschen Regionen, die im Vergleich zur nationalen Entwicklung abgehängt werden. 
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Nimmt der Anteil an Haushalten in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt, die ein Einkom-

men unterhalb der nationalen Armutsschwelle haben, um einen Prozentpunkt zu, so steigt der 

Stimmenanteil nationalistischer Parteien im Schnitt um einen halben Prozentpunkt. Nimmt die 

Armutslücke in der Region um einen Prozentpunkt zu, so steigt der Stimmenanteil nationalisti-

scher Parteien im Schnitt sogar um 1,2 Prozentpunkte. Die Autoren untersuchen ebenfalls, wel-

che Folgen ökonomische Deprivation für den Erfolg der AfD bei der Bundestagswahl im Jahr 2017 

hatte. Während die AfD im Jahr 2013 den Einzug in den Bundestag noch knapp verpasste, er-

reichte sie bei der Bundestagswahl 2017 einen Zweitstimmenanteil von 12,6%. Die Ergebnisse 

von Dorn et al. (2020) legen nahe, dass in Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Ar-

mutslücke um einen Prozentpunkt höher war, der Stimmenanteil der AfD um fast fünf Prozent-

punkte höher ausfiel. Insgesamt zeigt die Analyse, dass ökonomische Faktoren einen erheblichen 

Anteil des Zugewinns der AfD bei den Bundestagswahlen erklären kann. In einer Erweiterung zei-

gen Dorn et al. (2023) zudem, dass in den Regionen, die einen zunehmenden Anteil abgehängter 

Haushalte haben, radikale Parteien und insbesondere die AfD bei allen Einkommensgruppen hin-

zugewonnen haben. Für Wähler scheint es daher auch unabhängig von der eigenen wirtschaftli-

chen Situation von Bedeutung zu sein, wie sie die Entwicklung ihrer Region und ihres unmittel-

baren wirtschaftlichen Umfelds wahrnehmen. In den betroffenen Regionen nahm zudem die 

Zufriedenheit mit der Demokratie und das Vertrauen in das politische System und die etablierten 

Parteien über alle Einkommensgruppen hinweg ab, was den Nährboden für populistische Thesen 

und radikale Parteien ebnete. 

Wie lassen sich die Ergebnisse zum Wahlerfolg der AfD in Deutschland interpretieren? Der Auf-

stieg der AfD ist zweifelsohne auf die Folgen der Flüchtlingskrise der Jahre 2015 und 2016 zurück-

zuführen, in deren Rahmen mehr als 1,2 Millionen Menschen in Deutschland Asyl beantragten. 

Die AfD profitierte dabei von Zweifeln an der Flüchtlingspolitik der damaligen Bundesregierung 

und versuchte, durch asyl- und islamfeindliche Positionen an Zuspruch zu gewinnen. Die AfD be-

tonte dabei mit populistischen Stilmitteln den Antagonismus zu den etablierten demokratischen 

Parteien zu betonen und als „wahrer“ Vertreter des Volkes deren Meinungen gegen die politische 

Elite zu vertreten. In der Rhetorik werden dabei kulturelle Faktoren mit wirtschaftlichen Sorgen 

und fiskalischen Kosten vermengt. Vor diesem Hintergrund liegt der Schluss nahe, dass die Bot-

schaften der AfD besonders in jenen Regionen verfangen sind bzw. die Skepsis gegenüber der 

Flüchtlingspolitik der damaligen Regierung besonders in jenen Regionen groß war, die wirt-

schaftlich abgehängt sind und das Vertrauen in die etablierten Parteien der Demokratie gering 

sind, dass diese die Probleme des Landes lösen werden.   
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4 Diskussion und Schlussfolgerungen 

Radikale Parteien und Populisten konnten in den vergangenen Jahren zunehmend Wahlerfolge 

feiern. Diese Entwicklungen stellen eine Gefahr dar für die Stabilität westlicher Demokratien und 

politischer Institutionen. Wie kann und sollte eine wehrhafte Demokratie diesen Entwicklungen 

begegnen? Die Schlussfolgerungen dazu müssen auf einem fundierten Verständnis der Faktoren 

basieren, die den Erfolg radikaler Parteien und Bewegungen sowie die Zustimmung zu populisti-

schen Thesen in der Bevölkerung begründen.  

In der Fachliteratur werden viele Faktoren diskutiert, die diese Entwicklung begünstigen und be-

schleunigen. Dazu zählen beispielsweise kulturelle Faktoren wie ein progressiver Wertewandel 

und die Immigration aus anderen Kulturkreisen, die in Teilen der Bevölkerung Gegenreaktionen 

hervorrufen und zu einer Ablehnung progressiver Werte, von Migration und Globalisierung sowie 

der politischen Institutionen und etablierter Parteien führen kann. Auch hohe Veränderungsge-

schwindigkeiten mit digitalem Wandel, Individualisierung und dem Verlust des demokratischen 

Raums können die Empfangsbereitschaft für populistische und radikale Ansichten erhöhen. Die-

ser Beitrag fasste zusammen, inwieweit auch ökonomische Ursachen zu dieser Entwicklung bei-

tragen. Dazu wurde die internationale Fachliteratur zusammengefasst und diskutiert, welche 

Rolle ökonomische Entwicklungen und Rahmenbedingungen für das Aufkommen autoritärer 

Strömungen und der demokratischen Vertrauenskrise hat.  

Welche Lehren lassen sich aus den empirischen Ergebnissen zum Einfluss wirtschaftlicher Fakto-

ren auf den Erfolg von radikalen und populistischen Parteien ziehen? Grundsätzlich zeigt die Li-

teratur, dass ökonomische Entwicklungen den Erfolg populistischer Parteien stark beeinflussen 

können. Je größer die Kluft zwischen Arm und Reich, je stärker Regionen im nationalen Vergleich 

abgehängt werden und geringe Perspektiven haben, und je größer die wirtschaftlichen Sorgen 

und Zukunftsängste, desto größer ist auch der Nährboden für populistische Strömungen und ih-

ren demokratiekritischen Botschaften. Die Studien zeigen, dass die eigene wirtschaftliche Situa-

tion, Abstiegsängste und die Unsicherheit vor Einkommens- oder Arbeitsplatzverlust, aber vor 

allem auch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung die politischen Präferenzen und das 

Wahlverhalten beeinflussen. Insbesondere Wirtschafts- und Finanzkrisen, Sorge vor Arbeitsplatz-

verlusten und geringeren Sozialtransfers durch globalen Wettbewerb sowie hohen Migrations-

strömen können die wirtschaftliche Unsicherheit bei betroffenen Gruppen erhöhen. Beispiels-

weise zeigen Studien, dass neben anderen Faktoren auch sozioökonomische Merkmale der 

Migranten eine Rolle bei den Auswirkungen von Migration auf politische Wahlabsichten haben. 

Der Zustrom weniger gebildeter Immigranten und von Flüchtlingen fördert den Erfolg radikaler 

Parteien, was auch durch eine damit gestiegene wirtschaftliche Unsicherheit und befürchtete 

Konkurrenz um einfache Jobs, sozialstaatliche Leistungen und Wohnmöglichkeiten bei betroffe-

nen Gruppen der Aufnahmegesellschaft erklärt werden kann. Radikale Parteien scheinen be-

wusst auf diese Ängste und Sorgen mit ihrer Anti-Migrationsrhetorik abzuzielen und dabei vor 

allem in wirtschaftlich schwächeren Regionen auf einen Nährboden zu stoßen. 
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Ein Verlust an Vertrauen in die Demokratie und die etablierten politischen Institutionen und Par-

teien, die wirtschaftlichen Probleme lösen zu können, wirkt sich dabei in den Regionen beson-

ders stark aus, die von wirtschaftlichen Schocks, starkem globalen Importwettbewerb und struk-

turellem Wandel wirtschaftlich im Vergleich zu anderen stärker getroffen werden. In Deutschland 

stiegen beispielsweise in wirtschaftlich stärker abgehängten Regionen im Vergleich zur nationa-

len Entwicklung die Wahlpräferenzen für radikale Parteien in allen Einkommensgruppen an. Dies 

kann auch erklären, warum die AfD gerade in strukturschwachen Regionen Deutschlands stärker 

hinzugewinnen kann, sich gleichzeitig aber die sozioökonomischen Merkmale ihrer Wählerschaft 

nicht besonders stark von denen anderer etablierter Parteien unterscheiden. Insgesamt schei-

nen folglich nicht nur die eigene tatsächliche Einkommensentwicklung, sondern auch die rela-

tive Entwicklung im Vergleich zu anderen Haushalten und Regionen sowie die subjektive Wahr-

nehmung dieser Entwicklung bei der Bildung politischer Präferenzen entscheidend. 

Welche politischen Schlussfolgerungen lassen sich aus den empirischen Ergebnissen zu den wirt-

schaftlichen Ursachen für den Erfolg des Populismus und radikaler Parteien in westlichen Demo-

kratien ziehen? Um dem Erstarken populistischer und demokratiegefährdender Bewegungen 

entgegenzutreten und den gesellschaftlichen Zusammenhalt nachhaltig zu stärken, ist es wich-

tig, dass der Staat versucht gegenüber wirtschaftlichen Schocks resilienter zu werden, für einen 

hinreichenden sozialen Ausgleich sorgt und in allen Regionen Chancen und Zukunftsperspekti-

ven bietet. Die Institutionen der Sozialen Marktwirtschaft können hierbei den geeigneten Rah-

men bieten, um den neuen Herausforderungen auch in wirtschaftlich schweren Zeiten zu begeg-

nen. Insbesondere zur Abfederung der Auswirkungen wirtschaftlicher Krisen ist es wichtig, dass 

der Staat mit (automatisierten) sozialen Ausgleichsmechanismen aktiv die negativen Folgen für 

die Einkommen der Betroffenen abfedern kann. Wie gut die Einkommen abgesichert und aufge-

fangen werden, unterscheidet sich teils stark zwischen westlichen Demokratien und der Ausge-

staltung ihrer Wohlfahrtsstaaten (vgl., Eichhorst et al., 2023). Durch die Versicherungsfunktion 

des Sozialstaats und der Arbeitsmarktinstitutionen kann wirtschaftliche Unsicherheit reduziert 

und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Demokratie und ihren Institutionen ge-

stärkt werden.  

Eine besondere Bedeutung scheint zudem eine effektive Struktur- und Wirtschaftspolitik für Re-

gionen zu haben, die strukturschwach sind oder stark von ökonomischen Schocks getroffen wer-

den. Die Studienlage zeigt, dass sich in abgehängten Regionen ohne spürbare Verbesserungen 

und glaubhafte Zukunftsaussichten ein besonders starker Nährboden für radikale Ansichten ent-

wickeln kann. Umso wichtiger scheint es, von strukturellem und digitalem Wandel betroffene 

Menschen und Regionen von Anfang an aktiv mitzunehmen und mit wirksamen Maßnahmen in 

ihrer positiven wirtschaftlichen Entwicklung und Transformation zu unterstützen. Entscheidend 

hierfür ist es nicht nur die Wirtschaft und die Regionen resilienter gegenüber wirtschaftlichen 

Schocks zu machen, sondern auch die Resilienz der Menschen selbst gegenüber sich schnell ver-

änderten Rahmenbedingungen zu verbessern. Neben einem Einkommensabsichernden 
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Sozialsystem und Arbeitsmarktinstitutionen kommt dabei insbesondere dem Bildungs- und Aus-

bildungssystem eine entscheidende Rolle zu, damit betroffene Personengruppen sich leichter an 

veränderte Rahmenbedingungen und strukturelle wirtschaftliche Umbrüche anpassen können. 

Es sind nicht nur wirtschaftliche Gründe, die demokratiegefährdende Entwicklungen erklären, 

aber die Auswertung der Studienlage zeigt, dass diese eine signifikante und relevante Rolle spie-

len. Einige der untersuchten Studien nutzen moderne empirische Methoden, die eine kausale 

Identifikation ökonomischer Effekte auf den Wahlerfolg von radikalen Parteien und einen Ver-

trauensverlust in die Demokratie und ihrer Institutionen erlauben (u.a., Voorheis et al.; 2015; Al-

gan et al.; 2017; Winkler, 2019; Dorn et al., 2020). Nichtsdestotrotz zeigt die Größe der ökonomi-

schen Effekte in diesen Studien, dass wirtschaftliche Faktoren allein die Entwicklung nicht 

erklären können. In der Fachliteratur wird dabei auch diskutiert, wie das Verhältnis zwischen kul-

turellen und ökonomischen Faktoren ist. Beide Faktoren werden insbesondere von (rechts-)po-

pulistischen Parteien in ihrer Rhetorik und Programmatik adressiert und miteinander verknüpft. 

Tatsächlich scheint insbesondere die Interaktion beider Faktoren den Erfolg radikaler Parteien 

und (rechts-)populistischer Politiker weiter zu verstärken oder gegenseitig zu bedingen (u.a., 

Inglehart & Norris, 2017; Margalit, 2019). So können beispielsweise Unzufriedenheiten mit dem 

sozialen und kulturellen Wandel auch die wirtschaftliche Unzufriedenheit verstärken (Margalit, 

2019). Umgekehrt können auch ökonomische Faktoren die kulturellen Einstellungen beeinflus-

sen. Colantone & Stanig (2018b) zeigen, dass ökonomischen Schocks auch kulturelle Einstellun-

gen zu Migration, zur Demokratie oder zu starken Anführern beeinflussen. Die kritische Haltung 

gegenüber Globalisierung und Migration lassen sich wiederum auf wirtschaftliche und kulturelle 

Faktoren zurückführen (u.a., Rodrik 2021; Margalit, 2019). Ferrara (2022) findet wiederum in einer 

Studie, dass der wirtschaftliche Schock durch die Globalisierung in den USA negative Einstellun-

gen gegenüber Minderheiten und Migration verstärkt hat, während Autor et al. (2020) den nega-

tiven Effekt von Globalisierung in den USA nur in Regionen mit einer mehrheitlich weißen Bevöl-

kerung feststellt, die sich wiederum verstärkt vom Wertewandel und von Abstiegsängsten 

bedroht sieht. Es bleibt dabei festzuhalten, dass es nicht die eine Erklärung für den Erfolg von 

Populismus und demokratiegefährdender Strömungen gibt, insbesondere aber deren Wechsel-

wirkungen weiter untersucht und adressiert werden müssen. 
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